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Unter Bezugnahme auf den mit Note vom 5. Juli 1983, Zahl 06 0102/ 
11-IV/6/83 vom Bundesministerium für Finanzen übermittelten Entwurf 
eines Abgabenänderungsgesetzes 1983 beehrt sich der österreichische 
Städtebund, anbei 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu über­
senden. 

2065 

(Reinhold Suttner) 
Generalsekretär 
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Abgabenänderungsgesetz 1983 

zu GZ. 06 0102/11-IV/6/83 
vom 5. Juli 1983 

An das 
Bundesministerium für Finanzen 

Himmelpfortgasse 4-8 
1015 Wien 

Wien, .~IT).? ~ ~.e'p.~.J ~ ~.3 ..... 
947-2-579/83 RS/HG 

Zum Ent\~urf eines Abgabenänderungsgesetzes 1983 erlaubt sich 

der Österreichische Städtebund wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Abschnitt I, Artikel I, Z. 2 (EStG) 

Durch die Anhebung der Sätze für Tages- und Nächtigungsgelder 

wird eine finanzielle Mehrbelastung von ausgegliederten Be­

trieben der Gemeinden zu erWarten sein. 

Zu Abschnitt 11 (UStG 1972) 

Der Österreichische Städtebund hat sich in der Vergangenheit 

wiederholt dagegen ausgesprochen, daß durch die Bestimmung 

des § 12, Absatz 2, Zahl 2, lit. b), für Betriebe von Körper­

schaften des öffentlichen Rechts der Begriff der Liebhaberei 

zur Anwendung gebracht wurde. Durch den im vorliegenden Entwurf 

nunmehr neugefaßten § 12, Absatz 3, Zahl 4, soll die Einschrän­

kung des Vorsteuerabzuges für Betriebe von Körperschaften des 

öffentlichen Rechts künftighin dann wegfallen, wenn die Um~ätze 

des einzelnen Betriebes im Kalenderjahr einen bestimmten Betrag 

übersteigen. Dazu muß festgestellt wirden, daß für Körper­

schaften öffentlichen Rechts bei Gestaltung ihrer wirtschaft­

lichen Tätigkeit zumeist andere Gesichtspunkte maßgebend sind 

als das Kostendeckungsstreben bzw. die Erzielung von Überschüssen. 

Aus diesem Grunde schlägt der Österreichische Städtebund vor, 

im § 12, Absatz 3, Zahl 4, die Ein~chräDkung des Vorsteuer­

abzuges für Betriebe von Körperschaften des öffentlichen Rechts 
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im Sinne des § 2, Absatz 3, generell und ohne Festlegung 

eines zu erzielenden Mindestumsatze~ zu eleminieren. 

-"2 -

Sollte an der Festlegung einer Betragsgrenze festgehalten 

werden, so dürfte die re nach Ansicht des Österreichischen 

Städtebundes die im § 21, Absatz 6, UStG normierte Bagatell­

grenze von derzeit S 40.000,- nicht übersteigen, ein Betrag, 

der auch vom Verwaltungsgerichtshof in mehreren Erkenntnissen 

als Voraussetzung für das Vorhandensein einer Tätigkeit von 

einigermaßen wirtschaftlichem tewicht erachtet wurde. 

Im Zusammenhang mit der Festsetzung dieser Wertgrenze müßte 

jedoch die Frage geklärt werden, was unter dem im § 12, 

Absatz 3, Z. 4, des Entwurfes genannten Begriff des 

"einzelnen Betriebes" zu verstehen ist, da beispielsw~ise 

bei der Verpachtung von Liegenschaften beziehungsweise beim 

Betrieb von Kindergärten wohl von "einzelnen Betrieben" 

gesprochen werden kHnnte, diese jedoch insofern als eine Ein­

heit anzusehen sind, als sie einer einheitlichen organisato­

rischen Leitung unterliegen. Es wäre daher sachlich nicht ge­

rechtfertigt, wenn diese einheitliche organisatorische Leitung 

nicht zum Tragen käme und vielmehr der jeweilige, sehr unter­

schiedliche Umsatz zur Beurteilung eines Betriebes gewerb­

licher Art herangezogen würde und demgemäß zu unterschied­

lichen Resultaten führen würde. 

Des weiteren verweist der Österreichische Städtebund darauf, 

daß in einigen größeren Städten Versorgungsaufgaben, die 

üblicherweise die Gebietskörperschaften selbst zu erbringen 

hätten und die vielfach auf Dauer gesehen weder Gewinne 

noch Einnahmenüberschüsse erwarten lassen (z.B. Verkehrs­

betriebe), von Kapitalgesellschaften dieser Gebietskörper­

schaften wahrgenommen werden. Es wäre daher erforderlich, 

daß diese Kapitalgesellschaften der Gebietskörperschaften, 

soweit sie mittelbar oder unmittelbar in derem ausschließlichen 

Eigentum stehen uno ausschließlich Versorgungsaufgaben wahr­

nehmen, nicht der Einschränkung des Vorsteuerabzuges unter­

liegen und so zu behandeln sind wie die Betriebe gewerblicher 

Art von Körperschaften öffentlichen Rechts. Aus dem im 
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§ 12, Absatz 3, Zahl 4, 1. Satz, verwendeten Begriff "Tätig_ 

keit" wäre sogar abzuleiten, daß die Einschränkung des Vor­

steuerabzuges für solche Unternehmen nicht nur als Ganzes 

bestünde, sofern sie'auf Dauer gesehen Gewinne oder Einnah­

menüberschüsse nicht erwarten lassen, sondern auch für 

einzelne Teilbetriebe, für welche dieses Kriterium zutrifft. 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, daß Kapitalgesellschaften 

einer Gebietskörperschaft, welche insbesondere Versorgungs­

aufgaben wahrnehmen, umsatzsteuerrechtlich anders behandelt 

werden als die Gebietskörperschaften selbst. 

Weiters darf au~ einen Widerspruch in dem vorliegenden 

Entwurf des Gesetzestextes (§ 12, Absatz 3, Zahl 4, 2. Satz) 

und den dazu ergangenen Erläuterungen (Seite 16) hingewiesen 

werden. Während nach dem Gesetzestext der nicht absetz bare 

Betrag als Vorsteuer des folgenden Jahres zulässig sein sol17 

wird in den Erläuterungen darauf verwiesen, daß der 

VorsteuerUberhang in den darauffolgenden Jahren berücksich­

tigt ·werden kann. Im Hinblick auf zu tätigeride Investitionen 

'spricht sich der Österreichische Städtebund für die Möglich­

keit der Geltendmachung ein~s Vorsteuerüberhangs für einen 

weiteren Zeitraum aus, was im Gesetzestext entsprechend zu 

berücksichtigen wäre. 

Für den Falle der Festlegung einer Mindestumsatzhöhe, ab 

der erst Betriebe von Körperschaften des öffentlichen Rechts 

uneingeschränkt die Möglichkeit des Vorsteuerabzuges erhal­

ten können, stellt der Österrei~hjsche St~dtebund zur Erwä­

gung, aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung im § 2 Körper­

schaftssteuergesetz 1966 eine gleichlautende Begrenzung auf­

zunehmen, ab der die wirtschaftliche Betätigung von Gebiets­

körperschaften erst als Betrieb gewerblicher Art bezeichnet 

werden kann. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden gleichzeitig 

der Parlamentsdirektion übermittelt. 

~ 
(Reinhold Suttner) 

Generalsekretär 
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(leopold 6ratz) 
(JäSident 
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